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Entwurf eines Gesetzes zur geschlechtergerechten Besetzung 
von Aufsichtsräten 


A. Problem 

Deutschland hat erhebliche Defizite in Sachen Gleichstellung in der Privatwirt- 
schaft. Die fortdauernde Diskriminierung schadet den Unternehmen und der 
Wirtschaft insgesamt. Bildungsinvestitionen werden vergeudet, den Unterneh- 
men gehen kreative Potenziale verloren und nicht zuletzt bleibt die Arbeits- 
marktdynamik, die sich aus einer erhöhten Frauenerwerbstätigkeit ergäbe, 
ungenutzt. 

Die Führungspositionen in der deutschen Wirtschaft sind fest in Männerhand. 
Das gilt auch für die Aufsichtsräte, die die Geschäftsführung eines Unterneh- 
mens kontrollieren, den Vorstand berufen sowie weitreichende Entscheidungen 
genehmigen können. Frauen sind hier immer noch deutlich unterrepräsentiert. 
Die Vergangenheit hat gezeigt, dass mit Selbstverpflichtungen der Wirtschaft 
eine geschlechtergerechte Besetzung von Aufsichtsräten nicht zu erreichen ist, 
obwohl eine Vielzahl qualifizierter Frauen zur Verfügung steht. 


B. Lösung 

Wie in anderen europäischen Ländern schon geschehen oder auf den Weg 
gebracht, soll eine gesetzliche Quotierung von Aufsichtsräten in Deutschland 
vorgegeben werden. Der Mindestquote unterfallen börsennotierte und der Mit- 
bestimmung unterliegende Gesellschaften. Der Entwurf sieht Regelungen zur 
geschlechtergerechten Besetzung im Aktiengesetz und in den Mitbestimmungs- 
gesetzen vor. Die geltende Struktur der Trennung zwischen Kapital- und 
Arbeitnehmerseite wird berücksichtigt. Auf Kapitalseite wird eine Mindest- 
quote für beide Geschlechter in Flöhe von 40 Prozent eingeführt. Auf Arbeit- 
nehmerseite werden bereits bestehende Regelungen zur geschlechtergerechten 
Besetzung ausgeweitet und strenger gefasst. 
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C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Entwurf eines Gesetzes zur geschlechtergerechten Besetzung 
von Aufsichtsräten 


Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Aktiengesetzes 

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. 1 

S. 1089), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
31. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2509) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. § 101 wird wie folgt geändert: 

Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Bei der Aufsichtsratsbesetzung ist dem Ziel einer 
geschlechtergerechten Verteilung der Aufsichtsratsman- 
date Rechnung zu tragen, ln Unternehmen, die 

1. börsennotiert, 

2. in § 96 Absatz 1 Fall 1 bis 5, 

3. in § 3 Absatz 1 des SE-Beteiligungsgesetzes in Ver- 
bindung mit § 17 Absatz 1 und 2 des SE-Ausfüh- 
rungsgesetzes, 

4. in § 3 Absatz 1 des SCE-Beteiligungsgesetzes in Ver- 
bindung mit § 1 5 Absatz 1 des SCE-Ausführungsge- 
setzes oder 

5. in § 3 Absatz 1 in Verbindung mit § 24 Absatz 1 und 2 
des Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer bei einer grenzüberschreitenden Verschmelzung 
genarmt sind, 

ist bei der Wahl der Aufsichtsratsmitglieder durch die 
Hauptversammlung, soweit diese ohne Bindung an einen 
Wahlvorschlag erfolgt, eine Besetzung mit mindestens je 
40 Prozent Frauen und Männern zu gewährleisten (Min- 
destquote). Dabei sind in den Aufsichtsrat entsandte 
Mitglieder auf diese Mindestquote anzurechnen.“ 

2. § 104 wird wie folgt geändert: 

Es wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Absatz 2 findet für den Fall, dass dem Auf- 
sichtsrat nicht die zur Erfüllung der Mindestquote erfor- 
derliche Anzahl von Mitgliedern gemäß § 101 Absatz 4 
Satz 2 angehört, entsprechende Anwendung. Die durch 
das Gericht vorgenommene Bestellung des Aufsichts- 
ratsmitglieds muss den Voraussetzungen des § 101 Ab- 
satz 4 Satz 2 entsprechen. Bezüglich der Kosten des Ver- 
fahrens gilt § 99 Absatz 6 Satz 7 bis 9 sinngemäß.“ 

3. § 124 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Die Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 
müssen den Hinweis auf die Regelung nach § 101 
Absatz 4, die Rechtsfolge des § 250 Absatz 1 Nummer 5 
im Falle eines Verstoßes gegen diese, § 255a und die 


Angabe der auf die Geschlechter entfallenden Mindest- 
sitze im Aufsichtsrat enthalten.“ 

4. § 127 wird wie folgt geändert: 

Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Der Vorstand hat den Vorschlag der Aktionärin oder des 
Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedem mit 
dem Hinweis auf §101 Absatz 4, § 250 Absatz 1 
Nummer 5, § 255a und die auf die Geschlechter entfal- 
lenden Mindestsitze im Aufsichtsrat zu versehen, wenn 
der Vorschlag die Erfüllung der Mindestquote beein- 
trächtigen könnte.“ 

5. § 250 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 4 wird der Punkt am Ende des 
Satzes durch ein Semikolon ersetzt. 

bb) Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

„5. die Zusammensetzung des Aufsichtsrats ge- 
gen § 101 Absatz 4 Satz 2 verstößt.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

Es wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Im Falle des § 250 Absatz 1 Nummer 5 gilt zudem 
§ 99 Absatz 6 Satz 7 bis 9 sinngemäß.“ 

6. Der Siebente Teil wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt geändert: 

Nach den Wörtern „Nichtigkeit von Hauptversamm- 
lungsbeschlüssen“ werden ein Komma und die Wör- 
ter „von Aufsichtsratsbeschlüssen“ eingefügt. 

b) Nach § 255 wird folgender Zweiter Abschnitt einge- 
fügt: 

„Zweiter Abschnitt 

Nichtigkeit von Aufsichtsratsbeschlüssen 
§ 255a 

Verstoß gegen die geschlechtergerechte Verteilung 
von Aufsichtsratsmandaten 

Ein Beschluss des Aufsichtsrats ist nichtig, wenn 
er von einem Aufsichtsrat gefasst worden ist, der un- 
ter Verstoß gegen § 101 Absatz 4 Satz 2 zusammen- 
gesetzt ist.“ 

c) Der bisherige Zweite und der bisherige Dritte Ab- 
schnitt werden Dritter und Vierter Abschnitt. 

7. § 405 Absatz 3 a wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 2 wird der Punkt am Ende des Satzes 
durch das Wort „oder“ ersetzt. 

b) Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

„3. entgegen § 124 Absatz 3 Satz 2 oder § 127 Satz 
4 Angaben nicht, nicht richtig oder nicht voll- 
ständig macht.“ 


Drucksache 17/3296 


-4- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


8. § 409 wird wie folgt gefasst: 

„§ 409 

Übergangsregelung 

§ 101 Absatz 4 Satz 2 ist mit der Maßgabe anzuwen- 
den, dass 

1. die dort genannte Mindestquote bis zum 1. Januar 
2017 zu erreichen ist und 

2. bis zum 1. Januar 2015 eine Mindestquote von 
30 Prozent zu erreichen ist.“ 

Artikel 2 

Änderung des Drittelbeteiligungsgesetzes 

„Das Drittelbeteiligungsgesetz vom 18. Mai 2004 
(BGBl. I S. 974), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 30. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2479) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 Absatz 1 Nummer 5 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

Das Wort „und“ wird durch ein Komma ersetzt und nach 
den Wörtern „die §§97 bis 99“ werden die Wörter „und 
101 Absatz 4“ eingefugt. 

2. § 4 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

Das Wort „sollen“ wird durch das Wort „müssen“ er- 
setzt. 

3. § 13 wird wie folgt geändert: 

Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a eingefugt: 

„6a. die zur Anpassung an die Vorgabe des § 4 Absatz 4 
erforderlichen Regelungen.“ 

Artikel 3 

Änderung des Mitbestimmungsgesetzes 

Das Mitbestimmungsgesetz vom 4. Mai 1976 (BGBl. I 
S. 1153), das zulelzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
30. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2479) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1 . § 6 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

Die Wörter „§§ 97 bis 101 Absatz 1 und 3“ werden er- 
setzt durch die Wörter „§§ 97 bis 101 Absatz l,3und4“. 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

ln § 7 wird folgender Absatz 5 angefugt: 

„(5) Unter den Aufsichtsratsmitgliedem der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer müssen Frauen und 
Männer entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis 
im Unternehmen vertreten sein.“ 

3. § 39 wird wie folgt geändert: 

Nach Nummer 9 wird folgende Nummer 9a eingefügt: 

„9a. die zur Anpassung an die Vorgabe des § 7 Absatz 5 
erforderlichen Regelungen.“ 


Artikel 4 

Änderung des Montanmitbestimmungsgesetzes 

Das Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in 
den Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen des 
Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie in 
der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 
801-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Artikel 220 der Verordnung vom 3 1 . Oktober 2006 
(BGBl. 1 S. 2407) geändert worden ist, wird wie folgt ge- 
ändert: 

1 . § 4 wird wie folgt geändert: 

Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Unter den Aufsichtsratsmitgliedem der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer müssen Frauen und 
Männer entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis 
im Unternehmen vertreten sein.“ 

2. § 15 wird wie folgt geändert: 

Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe c angefügt: 

„c) die zur Anpassung an die Vorgabe des § 4 Absatz 4 
erforderlichen Regelungen.“ 

Artikel 5 

Änderung des Montanmitbestimmungs- 
ergänzungsgesetzes 

Das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes über die Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vor- 
ständen der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und 
Stahl erzeugenden Industrie in der im Bundesgesetzblatt 
Teil 111, Gliederungsnummer 801-3, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 13 Absatz 16 des 
Gesetzes vom 25. Mai 2009 (BGBl. 1 S. 1102) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 5 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

Nach der Angabe „§ 4 Absatz 3“ werden die Wörter 
„und Absatz 4“ eingefugt und das Wort „findet“ wird 
durch das Wort „finden“ ersetzt. 

2. § 17 wird wie folgt geändert: 

Nach Nummer 9 wird folgende Nummer 9a eingefügt: 

„9a. die zur Anpassung an die Vorgabe des § 5 Absatz 4 
erforderlichen Regelungen.“ 

Artikel 6 

Änderung des Versieherungsaufsiehtsgesetzes 

Das Versichemngsaufsichtsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 1 
S. 2), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 10 des Gesetzes 
vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2437) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

§ 35 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

Die Wörter „101 Absatz 1 und 3“ werden durch die Wörter 
„101 Absatz 1, 3 und 4“ ersetzt. 
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Artikel 7 

Änderung des SE-Beteiligungsgesetzes 

Das SE-Beteiligungsgesetz vom 22. Dezember 2004 
(BGBl. I S. 3675, 3686) wird wie folgt geändert: 

§ 36 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 2 werden die Wörter „§ 6 Absatz 2 bis 4“ ersetzt 
durch die Wörter „§ 6 Absatz 2 Satz 1 und 3, Absatz 3 
und 4“. 

2. Es wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„Frauen und Männer sind entsprechend ihrem zahlen- 
mäßigen Verhältnis zu wählen.“ 

Artikel 8 

Änderung des SCE-Beteiligungsgesetzes 

Das SCE-Beteiligungsgesetz vom 14. August 2006 
(BGBl. I S. 1911, 1917) wird wie folgt geändert: 

§ 36 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 2 werden die Wörter „§ 6 Absatz 2 bis 4“ ersetzt 
durch die Wörter „§ 6 Absatz 2 Satz 1 und 3, Absatz 3 
und 4“. 

2. Es wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„Frauen und Männer sind entsprechend ihrem zahlenmä- 
ßigen Verhältnis zu wählen.“ 


Artikel 9 

Änderung des Gesetzes 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
bei einer grenzübersehreitenden Versehmelzung 
(MgVG) 

Das Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
bei einer grenzüberschreitenden Verschmelzung vom 21. 
Dezember 2006 (BGBl. I S. 3332), das durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2479) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

§ 25 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

3. In Satz 2 werden die Wörter „§ 8 Absatz 2 bis 4“ ersetzt 
durch die Wörter „§ 8 Absatz 2 Satz 1 und 3, Absatz 3 
und 4“. 

4. Es wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„Frauen und Männer sind entsprechend ihrem zahlenmä- 
ßigen Verhältnis zu wählen.“ 

Artikel 10 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


Berlin, den 12. Oktober 2010 


Renate Künast, Jürgen Trittin und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. Zur Notwendigkeit einer Regelung 

Der Aufsichtsrat ist in deutschen Unternehmen ein wichti- 
ges Kontrollgremium, in dem Frauen sich allerdings kaum 
wiederfmden. Ihr Anteil liegt in den 200 größten deutschen 
Unternehmen (ohne Unternehmen des Finanzsektors) bei 
unter 1 0 Prozent; der Großteil dieses Anteils ist darüber 
hinaus ganz überwiegend (71,6 Prozent) den Gewerkschaf- 
ten bzw. der Arbeitnehmerseite zu verdanken. Von Anteils- 
eignerseite werden hingegen kaum Frauen entsandt. Dage- 
gen engagieren sich Netzwerke wie die Initiative Frauen in 
die Aufsichtsräte (FidAR), der Deutsche Juristinnenbund 
oder die Nürnberger Resolution seit Jahren. Durch freiwil- 
lige Verpflichtungen der Wirtschaft ist keine Verbesserung 
der Situation zu erwarten. So zeigt die Vereinbarung aus 
dem Jahr 2001 zwischen Bundesregierung und Arbeitgeber- 
verbänden zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen 
und Männern in der Privatwirtschaft auf diesem Gebiet 
keine Auswirkungen und muss als gescheitert angesehen 
werden. Im Corporate Govemance Kodex verankerte Vor- 
gaben erzielten ebenfalls keine signifikanten Veränderun- 
gen. Zwar gehen die neuen Empfehlungen des Deutschen 
Corporate Govemance Kodexes in die richtige Richtung, 
weil sie börsennotierten Unternehmen aufgeben, konkrete 
Ziele zur angemessenen Beteiligung von Frauen in Auf- 
sichtsräten zu benennen. Sie legen jedoch keinen verbind- 
lichen Frauenanteil für die Aufsichtsräte fest und sind für 
die Unternehmen nicht bindend. Es ist daher nicht damit zu 
rechnen, dass diese Neuregelung - die im Übrigen lediglich 
für börsennotierte und nicht auch für nur mitbestimmte Un- 
ternehmen gilt — in absehbarer Zeit zu einem bedeutsamen 
Wandel des Zustands führt. 

Daher ist nun der Gesetzgeber gefordert, den verfassungs- 
rechtlichen Vorgaben zu entsprechen und seiner Schutz- 
pflicht nachzukommen. Der Staat hat verfassungsrechtlich 
den Handlungsauftrag für die Förderang der Gleichberech- 
tigung zu sorgen. Artikel 3 Absatz 2 des Grundgesetzes ver- 
langt vom Staat auf den Abbau gesellschaftlicher Benach- 
teiligung der Frauen hinzuwirken. 

Ein höherer Frauenanteil in den Führangsetagen bedeutet 
gegenwärtig und in Zukunft einen realen Wettbewerbsvor- 
teil für die Unternehmen. In vielen Branchen ist der demo- 
graphische Wandel schon deutlich spürbar. Mit den demo- 
graphischen Veränderungen in unserer Gesellschaft werden 
auch gut ausgebildete, versierte Führangskräfte zu einer 
knappen Ressource. Die aktive Nutzung des Know-how, der 
fachlichen Fähigkeiten und der Kreativität der gut ausgebil- 
deten Frauen zeichnet eine kluge unternehmerische Politik 
aus. Eine verbindliche Mindestquote wird den Aufholpro- 
zess gegenüber den in diesem Bereich führenden Unterneh- 
men anderer europäischer Staaten spürbar beschleunigen 
und für die Unternehmen planbar machen. 

Ein (auch) mit Frauen besetzter Aufsichtsrat wird überdies 
zu einer Verbesserung der Untemehmenskontrolle als Teil 
der Corporate Govemance führen. Die Wirtschaftskrise war 
auch eine Krise der Corporate Govemance, in der die Kon- 


trolle der auf Anteilseignerseite äußerst homogen zusam- 
mengesetzten Aufsichtsräte in einigen Unternehmen erheb- 
lich versagt hat. Die Vielfalt in den Aufsichtsräten ist ein 
Gebot besserer Untemehmensführang und -kontrolle. 

Inzwischen haben sich bereits mehrere europäische Länder 
diesem Problem gestellt und nach Lösungen gesucht. Am 
konsequentesten und erfolgreichsten ist dabei Norwegen. 
Nach einer freiwilligen Vorlaufphase mit umfangreichen 
privatwirtschaftlichen Weiterbildungsangeboten und dem 
durch die Privatwirtschaft betriebenen Aufbau einer Daten- 
bank mit potenziellen Kandidatiimen müssen seit 2006 per 
Gesetz mindestens 40 Prozent der Sitze in Aufsichtsräten 
börsennotierter Unternehmen von Frauen besetzt sein. 
Sanktionen bis zum Verlust der Börsenzulassung sind dabei 
vorgesehen. Trotz anfänglichen Widerstands aus der Wirt- 
schaft ist das Gesetz inzwischen erfolgreich umgesetzt. 
Auch die Niederlande setzen auf eine Quote. Ab 2016 sol- 
len in Unternehmen mit mehr als 250 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern nicht nur der Aufsichtsrat, sondern auch der 
Vorstand zu mindestens 30 Prozent mit Frauen besetzt sein. 
Diese Regelung hat bereits die Zweite Kammer passiert; die 
Zustimmung der Ersten Kammer gilt als sicher. In Spanien 
muss das Verhältnis von Männern und Frauen im Aufsichts- 
rat ausgewogen sein. In Frankreich hat die Regelung einer 
verbindlichen Frauenquote von 40 Prozent in Aufsichts- 
gremien börsennotierter Unternehmen bereits erste parla- 
mentarische Hürden genommen. In Belgien und Österreich 
werden Quoten für die Besetzung von Aufsichtsgremien mit 
Frauen zurzeit diskutiert. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf beschreitet nunmehr 
auch Deutschland den Weg zu einer klaren Quotenregelung 
im Aktiengesetz. 

II. Anwendungsbereich 

Prinzipiell ist eine strikte Beachtung des Prinzips der Ge- 
schlechtergerechtigkeit bei der Besetzung von Aufsichts- 
räten aller Unternehmen anzustreben. Die vorliegende ge- 
setzliche Regelung sieht im Aktiengesetz für Unternehmen, 
deren Aktien an der Börse gehandelt werden und solche, die 
der Mitbestimmung unterliegen, eine Quotenregelung vor, 
nimmt jedoch in einem ersten Schritt kleinere, nicht börsen- 
notierte Unternehmen von der Quotierung aus: Die Begren- 
zung der Quotierung vorerst auf börsennotierte und Unter- 
nehmen einer bestimmten Größenordnung trägt dem Um- 
stand Rechnung, dass diesen Unternehmen die Bildung 
eines Aufsichtsrats gesetzlich vorgegeben wird. Diese Un- 
ternehmen sind Vorgaben für die Besetzung eines Auf- 
sichtsrats gewohnt, sie sind bereits jetzt diesbezüglich stren- 
gen Regeln unterworfen. Ab einem bestimmten Arbeitneh- 
meranteil sind nicht nur Aktiengesellschaften von diesen 
Regelungen betroffen, sondern auch Unternehmen anderer 
Gesellschaftsformen sind verpflichtet einen Aufsichtsrat 
vorzuhalten, so dass keine Benachteiligung bestimmter Un- 
temehmensformen stattfmdet. Von Unternehmen, die allge- 
mein und öffentlich am Markt gehandelt werden, kann eine 
Beachtung elementarer Regelungen auch bei einem geringe- 
ren Arbeitnehmeranteil verlangt werden. 
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Unternehmen ab einer bestimmten Personalstärke haben 
nach den mitbestimmungsrechtlichen Spezialvorschriften 
(Mitbestimmungsgesetz, Montanmitbestimmungsgesetz, 
Mitbestimmungsergänzungsgesetz, Drittelbeteiligungsge- 
setz, Gesetz über die Beteiligung der Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen in einer Europäischen Genossenschaft, 
Gesetz über die Beteiligung der Arbeitnehmer in einer 
Europäischen Gesellschaft, Gesetz über die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer bei einer grenzüberschreitenden Ver- 
schmelzung) einen Aufsichtsrat zu bilden, der durch die 
Arbeitnehmerseite und durch die Aktionärsseite besetzt 
wird. Im Einzelnen ist der Anwendungsbereich der Quoten- 
bestimmung für folgende Unternehmen durch die Verpflich- 
tung zur Gründung eines Aufsichtsrats eröffnet: Aktien- 
gesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung, Genossenschaft und 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit; außerdem Euro- 
päische Aktiengesellschaft, Europäische Genossenschaft 
und Gesellschaft nach grenzüberschreitender Verschmel- 
zung, soweit diese für das dualistische System (Aufsichtsrat 
und Vorstand) optiert haben. 

III. Funktionale Aufteilnng 

Aufsichtsräte in Unternehmen, die der Mitbestimmung un- 
terliegen, werden einerseits durch die Anteilseignerseite 
und andererseits durch die Arbeitnehmerseite besetzt, wobei 
jeweils spezifische Besetzungsregelungen und Verfahren 
gelten. 

Nur für die Arbeitnehmerseite gab es dabei bisher schon 
eine Quotenregelung. Das Drittelbeteiligungsgesetz, das 
Gesetz über die Beteiligung der Arbeitnehmer in einer 
Europäischen Gesellschaft, das Gesetz über die Beteiligung 
der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in einer Europäi- 
schen Genossenschaft und das Gesetz über die Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer bei einer grenzüberschreitenden 
Verschmelzung sahen als „Soll- Vorschrift“ vor, dass sich 
die Zusammensetzung des Aufsichtsrats durch Arbeitneh- 
mervertreter nach dem zahlenmäßigen Verhältnis von Män- 
nern und Frauen im Unternehmen richtet. Das bewährte 
Repräsentationsprinzip der Arbeitnehmermitbestimmung 
soll zunächst beibehalten werden, eine geschlechtergerechte 
Entsendung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in 
die Aufsichtsräte wird bereits vergleichsweise erfolgreich 
praktiziert. Allerdings wird die „Soll- Vorschrift“ zu einer 
zwingenden Vorschrift ausgebaut und auf andere mitbestim- 
mungspflichtige Sachverhalte erweitert. 

Als entscheidender Schritt wird darüber hinaus auf der 
Kapitalseite eine Mindestquote eingeführt. Dabei hat sich 
die Festlegung auf eine Mindestquote von 40 Prozent in 
Norwegen bewährt. Eine paritätische Besetzung wird ange- 
strebt, ließe sich jedoch in der Realität nicht immer konse- 
quent gestalten, zumal die Umsetzung bei einer ungeraden 
Anzahl von Mitgliedern im Aufsichtsrat ohnehin nicht 
durchführbar wäre. Eine Mindestquote von 40 Prozent stellt 
demgegenüber eine strenge, doch praktikable Vorgabe dar. 

Unter Zugrundelegung des Gedankens, dass der Anteil von 
Männern und Frauen auf Anteilseignerseite grundsätzlich 
eineiu ausgeglichenen Verhältnis entspricht und sich dieses 
Verhältnis im Aufsichtsrat widerspiegeln soll, ist eine rela- 
tiv ausgeglichene Besetzung des Aufsichtsrats mit Männern 


und Frauen erstrebenswert. Die Arbeitnehmerseite im Auf- 
sichtsrat wird dementsprechend durch das Verhältnis von 
Männern und Frauen im Unternehmen dargestellt. 

IV. Sanktionen 

Das bei Verstoß gegen die Mindestquote greifende Sank- 
tionssystem wurde umfassend und scharf gefasst. 

Der Gesetzentwurf sieht im Aktiengesetz (AktG) zunächst 
die Nichtigkeit des Hauptversammlungsbeschlusses bei 
Verstoß gegen die Quotenbestimmung bei der Aufsichtsrats- 
wahl vor. Die aktienrechtlichen Vorschriften zur Nichtigkeit 
finden auch bei den anderen der Quotenregelung unterlie- 
genden Gesellschaften über Verweisungen und Analogie 
(vgl. für die GmbH: BGH, NJW 1997, S. 1510, Urteil vom 
17. Februar 1997, 11 ZR 41/96) entsprechende Anwendung. 

Um die Handlungsfähigkeit eines quotenwidrig besetzten 
Aufsichtsrats auszuschließen, bestimmt der Gesetzentwurf 
für diesen Fall die Nichtigkeit seiner Beschlüsse. Zum Tra- 
gen kommt diese Regelung insbesondere bei der Vorstands- 
bestellung durch den Aufsichtsrat gemäß § 84 AktG. Ein 
nichtiger Beschluss verhindert die Bestellung von Vor- 
standsmitgliedern und kann unter Umständen zur Hand- 
lungsunfähigkeit des Unternehmens führen. Darüber hinaus 
wird die Tätigung zustimmungspflichtiger Geschäfte er- 
schwert. 

Der Aufsichtsrat ist auf Antrag des Vorstands, eines Auf- 
sichtsratsmitglieds, eines Aktionärs, eines Zehntels der Ar- 
beitnehmer, des Betriebsrats oder der Gewerkschaften durch 
das Gericht der Mindestquote entsprechend zu ergänzen. 
Auf diese Weise ist gewährleistet, dass die Erfüllung der 
Quote nicht durch fehlerhafte Wahlen auf Dauer verhindert 
werden kann. 

Die gegen die geschlechtergerechte Besetzung verstoßende 
Wahl der Aufsichtsratsmitglieder auf Arbeitnehmerseite ist 
nach den einschlägigen Bestimmungen anfechtbar. Eine 
fehlerhafte Besetzung kann hier ebenfalls zur Nachbeset- 
zung durch das Gericht geiuäß § 104 AktG führen. 

Sanktionen bei einem Verstoß gegen die geschlechterge- 
rechte Besetzung des Aufsichtsrats sind im Übrigen bereits 
durch die allgemeinen Haftungsbestimiuungen im Aktien- 
gesetz normiert, da Vorstand und Aufsichtsrat zur Überwa- 
chung und Einhaltung von rechtlichen Vorschriften und in- 
ternen Regelungen bei der Gesellschaft verpflichtet sind. 
Unterlassen sie dies, liegt eine Pflichtverletzung vor, die 
eine Schadensersatzpflicht nach § 93 Absatz 2 Satz 1 AktG, 
§ 1 16 AktG nach sich ziehen kann. 

V. Qualifizierung 

Die Errichtung von Bewerberinnen- und Bewerberpools 
und die Qualifizierung geeigneter Kandidatinnen und Kan- 
didaten wurden bewusst nicht gesetzlich geregelt und keiner 
staatlichen Stellen übertragen. Die Erfahrungen in Norwe- 
gen zeigen, dass die Einrichtung einer öffentlichen Stelle 
zur „Rekrutierung“ nicht notwendig ist, sondern dass die 
Wirtschaft im eigenen Interesse Wege zur geschlechterge- 
rechten „Anwerbung“ von Personal für die Aufsichtsräte 
findet, sobald eine klare gesetzliche Vorgabe besteht. 
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B. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Änderungen des Aktiengesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung des § 101) 

Die Regelung stellt das Kernstück der Reform dar. Satz 1 
gibt dabei das allgemeine Ziel vor, das sowohl für die Ar- 
beitnehmer- als auch für die Kapitalseite gilt. 

Die Einzelregelungen für die Arbeitnehmerseite (Repräsen- 
tationsprinzip) werden in den Spezialgesetzen geregelt 
(Artikel 2 bis 9). 

Für die Anteilseignerseite trifft Satz 2 die entscheidende Re- 
gelung. Es wird eine Mindestquote in Höhe von 40 Prozent 
für Männer und Frauen in Aufsichtsräten verbindlich festge- 
legt. Durch die Regelung in Artikel 1 Nummer 8 dieses Ent- 
wurfs ist dabei ein hinreichend sanfter Übergang möglich. 

In den Nummern 1 und 2 des Satzes 2 wird eine Beschrän- 
kung auf Untenehmen, deren Anteile an der Börse gehan- 
delt werden, wie Aktiengesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien, und auf Unternehmen, die der 
Mitbestimmung unterliegen, vorgenommen. Bei mitbe- 
stimmten Unternehmen handelt es um die bereits genannten 
Unternehmen, sowie um Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, Genossenschaften, Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit, Europäische Gesellschaften, Europäische 
Genossenschaften und Gesellschaften nach einer grenzüber- 
schreitenden Verschmelzung. Ausgenommen sind im Um- 
kehrschluss aufgrund ihrer Mitarbeiteranzahl oder ihrer 
fehlenden Börsenzulassung kleinere Gesellschaften. 

Das Merkmal „ohne Bindung an einen Wahlvorschlag“ 
stellt klar, dass Satz 2 nur für die Kapitalseite gilt, da unter 
dem Montanmitbestimmungsgesetz die Arbeitnehmerver- 
treterinnen und Arbeitnehmervertreter von der Hauptver- 
sammlung gewählt werden, diese aber einem Wahlvor- 
schlag verpflichtet ist. 

Satz 3 trägt der Tatsache Rechnung, dass bestimmte Aktio- 
närinnen und Aktionäre Entsendungsrechte in den Auf- 
sichtsrat haben können. Da hierdurch die Mindestquote un- 
terlaufen werden könnte, sollen diese Besetzungen bei der 
Mindestquote Berücksichtigung finden. 

Zu Nummer 2 (Änderung des § 104) 

Die in § 104 AktG neu eingefügte Regelung, dass der Auf- 
sichtsrat bei nicht der Mindestquote entsprechender Beset- 
zung auf Antrag durch das Gericht nachbesetzt werden 
kann, dient der Verdeutlichung und Klarstellung, da dies 
wohl bereits nach geltender Rechtslage gemäß den Ab- 
sätzen 1 und 2 möglich wäre. Nach allgemeiner Meinung 
bedeutet die Nichtigkeit des Hauptversammlungsbeschlus- 
ses das Ausbleiben der angestrebten Rechtswirkung. Der 
oder die Gewählte kann nicht Aufsichtsratsmitglied werden, 
unabhängig davon, ob er oder sie die Wahl annimmt oder 
nicht (vgl. Hüffer, Aktiengesetz, 9. Auflage 2010, §250 
Rn. 6; Habersack in Münchener Kommentar zum Aktienge- 
setz, 3. Auflage 2008, § 104 Rn. 8 m. w. N.). Satz 2 des 
§ 104 Absatz 3a AktG - die Bestellung muss der Mindest- 
quote entsprechend erfolgen - dient ebenfalls der Klarstel- 
lung, da Absatz 4 Satz 3 bestimmt, den Aufsichtsrat den 
gesetzlichen Anforderungen gemäß zu besetzen. 


Die Bestimmung des § 104 Absatz 3a ist unmittelbar bei der 
AG und über entsprechende Verweise bei der KGaA, der 
mitbestimmten GmbH, der mitbestimmten Genossenschaft, 
bei dem VVaG, bei der Europäischen Gesellschaft, bei der 
Europäischen Genossenschaft und bei der Gesellschaft nach 
einer grenzüberschreitenden Verschmelzung anwendbar. 

Für entsprechend anwendbar erklärt wurden die Regelungen 
zu den Verfahrenskosten nach § 99 Absatz 6 Satz 7 bis 9 
AktG. Hiernach ist Schuldner der Kosten grundsätzlich die 
Gesellschaft. Diese Regelung wurde aufgenommen, um den 
möglichen Antragstellern die Entscheidung bezüglich eines 
Antrags nicht durch eine Kostenbelastung zu erschweren. 

Zu Nummer 3 (Änderung des § 124) 

Die Regelung sieht vor, dass der Aufsichtsrat, der bei der 
Wahl von Aufsichtsratsmitgliedem durch die Hauptver- 
sammlung zu Wahlvorschlägen verpflichtet ist, bei diesen 
Vorschlägen explizit auf die Quotierung und die Rechtsfol- 
gen im Falle eines Verstoßes sowie die Anzahl der Mindest- 
sitze für Männer und Frauen hinweisen muss. Damit soll der 
Hauptversammlung eine sachgemäße Vorbereitung auf die 
quotierte Aufsichtsratswahl ermöglicht werden. Da der Vor- 
schlag des Aufsichtsrats auf das Zustandekommen eines in- 
haltlich rechtmäßigen Beschlusses zielen muss, dient die 
Regelung der Klarstellung, dass die Wahlempfehlung den 
Anforderungen des § 101 Absatz 4 AktG zu genügen hat. 

Zu Nummer 4 (Änderung des § 127) 

Die Regelung bezweckt, dass im Falle von oppositionellen 
Vorschlägen einer Aktionärin oder eines Aktionärs für die 
Aufsichtsratswahlen, über die der Vorstand die Aktionärin- 
nen und Aktionäre zu unterrichten hat, dieser die Vor- 
schläge mit einem Hinweis auf die Quotenregelung und die 
Nichtigkeitsfolge versieht, um die Aktionärinnen und Ak- 
tionäre bereits zum Zeitpunkt der Vorbereitungen auf die 
Hauptversammlung entsprechend zu unterweisen. 

Zu Nummer 5 (Änderung des § 250) 

Die Vorschrift erweitert die Sachverhalte, in denen ein Be- 
schluss der Hauptversammlung über die Wahl von Auf- 
sichtsratsmitgliedem nichtig ist, auf die Quotenbestim- 
mung. Damit können eine Aktionärin oder ein Aktionär, der 
Vorstand, ein Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats 
oder eine in § 250 Absatz 2 AktG bezeichnete Organisation 
oder Vertretung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
die Nichtigkeit eines gegen die Quotenregelung verstoßen- 
den Hauptversammlungsbeschlusses geltend machen. Die 
Nichtigkeit des Hauptversammlungsbeschlusses führt dazu, 
dass die oder der Gewählte unabhängig davon, ob sie oder 
er die Wahl annimmt oder nicht, nicht Aufsichtsratsmitglied 
werden kann. Die Nichtigkeit der Wahl kann eine Be- 
schlussunfahigkeit des Aufsichtsrates (§ 108 AktG) nach 
sich ziehen. 

Für entsprechend anwendbar erklärt wurden die Regelungen 
zu den Verfahrenskosten nach § 99 Absatz 6 Satz 7 bis 9 
AktG. Hiernach ist Schuldner der Kosten gmndsätzlich die 
Gesellschaft. Diese Regelung wurde aufgenommen, um den 
möglichen Klägern die Entscheidung bezüglich einer Klage 
nicht durch eine Kostenbelastung zu erschweren. 
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Zu Nummer 6 (Änderung des Siebenten Teils) 

Ein nicht der Mindestquote entsprechender Aufsichtsrat ist 
nach der derzeitigen Gesetzeslage nicht per se beschlussun- 
fähig. Um einer ordnungsgemäß umgesetzten Mindestquote 
noch mehr Durchsetzungskraft zu verleihen, wird durch den 
neu eingefiihrten § 255a AktG die Nichtigkeit von Be- 
schlüssen eines Aufsichtsrats, dessen Zusammensetzung der 
Quotenregelung widerspricht, festgesetzt. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats inklusive der Arbeitneh- 
mervertreter sollen sich entsprechend auf die Nichtigkeit 
berufen köimen. 

Zu Nummer 7 (Änderung des § 405) 

Durch die neu geschaffene Nummer 3 des § 405 Absatz 3a 
wird die falsche Belehrung der Aktionäre bezüglich der 
Quotierung des Aufsichtsrats im Vorfeld der Hauptver- 
sammlung als Ordnungswidrigkeit ausgestaltet. Dies soll 
Aufsichtsrat und Vorstand für den Bereich der Mindestquote 
zu strenger Sorgfalt anhalten und gleichzeitig die Aktionäre 
vor Falschinformationen schützen, die zu einer Ungültigkeit 
der Wahl der Aufsichtsratsmitglieder führen köimen. 

Zu Nummer 8 (Übergangsregelung) 

Die Unternehmen sollen die Möglichkeit erhalten, sich auf 
die durch die Quotenbestimmung neu geschaffene Situation 
einzustellen. Aufgrund möglicher langer Amtsperioden von 
Aufsichtsratsmitgliedem von fünf bis sechs Jahren kann es 
durch die neuen Regelungen vereinzelt zur Abberufung ein- 
zelner derzeit amtierender Aufsichtsratsmitglieder kommen. 
Dennoch wird eine Änderung der personalen Aufsichtsrats- 
struktur zum Großteil mit der folgenden regulären Wahl 
vorgenommen werden können. Den Unternehmen verbleibt 
nichtsdestotrotz ausreichend Zeit, geeignete Persönlich- 
keiten für die Aufsichtsratsmandate ausfindig zu machen. 
Durch die Übergangslösung der Erreichung einer Mindest- 
quote erst ab dem Jahre 2015 ist sichergestellt, dass den Un- 
ternehmen die „Rekrutierung“ und Qualifizierung geeigne- 
ter Kandidatinnen und Kandidaten gelingt. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Drittelbeteiligungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung des § 1) 

Für die Genossenschaft wird der Verweis auf die Quotenre- 
gelung für die Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner- 
seite ergänzt. 

Zu Nummer 2 (Änderung des § 4) 

Die bereits bestehende Regelung, dass die Aufsichtsratsmit- 
glieder der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach ihrer 
geschlechtlichen Verteilung im Unternehmen im Aufsichts- 
rat zu besetzen sind, wird verschärft. Die „Soll-Vorschrift“ 
wird in eine „Muss-Vorschrift“ umgewandelt. 

Zu Nummer 3 (Änderung des § 13) 

Die Umsetzung der Vorgaben des § 4 Absatz 4 soll in einer 
Wahlordnung geregelt werden. 


Zu Artikel 3 (Änderung des Mitbestimmungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Ändemng des § 6) 

Die für die Bildung des Aufsichtsrats auf Anteilseignerseite 
bestimmten Vorschriften des Aktienrechts werden um die 
Quotenregelung ergänzt. Dies ist für die Aktiengesellschaft 
und die Kommanditgesellschaft auf Aktien deklaratorisch, 
für die Gesellschaft mit beschränkter Haftung und die Ge- 
nossenschaft konstitutiv. 

Zu Nummer 2 (Änderang des § 7) 

Die bislang im Drittelbeteiligungsgesetz bestehende Soll- 
Vorschrift wird nun auf Unternehmen, die dem Mitbestim- 
mungsgesetz unterliegen, erweitert und ebenfalls verschärft. 
Die Aufsichtsräte müssen auf Arbeitnehmerseite nach ihrer 
geschlechtlichen Verteilung im Unternehmen besetzt sein. 

Zu Nummer 3 (Ändemng des § 39) 

Die Umsetzung der Vorgaben des § 4 Absatz 4 soll in einer 
Wahlordnung geregelt werden. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Montan- 
mitbestimmungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Ändemng des § 4) 

Die bislang im Drittelbeteiligungsgesetz bestehende Soll- 
Vorschrift wird nun auf Unternehmen, die dem Montanmit- 
bestimmungsgesetz unterliegen, erweitert und ebenfalls ver- 
schärft. Die Aufsichtsräte müssen auf Arbeitnehmerseite 
nach ihrer geschlechtlichen Verteilung im Unternehmen be- 
setzt sein. 

Zu Nummer 2 (Ändemng des § 15) 

Die Umsetzung der Vorgaben des § 4 Absatz 4 soll in einer 
Wahlordnung geregelt werden. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Montan- 
mitbestimmungsergänzungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Ändemng des § 5) 

Die Vorschrift der geschlechtergerechten Besetzung des 
Aufsichtsrats des Montanmitbestimmungsgesetzes wird für 
entsprechend anwendbar erklärt. 

Zu Nummer 2 (Ändemng des § 17) 

Die Umsetzung der Vorgaben des § 5 Absatz 4 soll in einer 
Wahlordnung geregelt werden. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Versicherungsaufsichts- 
gesetzes - Ändemng des § 35) 

Die Verweisungen auf die aktienrechtlichen Bestimmungen 
für den Aufsichtsrat des Versichemngsvereins auf Gegen- 
seitigkeit werden um die Regelung der Quotiemng ergänzt. 

Zu Artikel 7 (Ändemng des SE-Beteiligungs- 
gesetzes - Ändemng des § 36) 

Auch bei der Europäischen Gesellschaft existiert bereits 
eine Soll- Vorschrift, dass die Aufsichtsratsmitglieder der 
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Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach ihrer zahlenmä- 
ßigen Verteilung im Unternehmen im Aufsichtsrat zu beset- 
zen sind. Diese Bestimmung wird durch eine obligatorische 
Regelung verschärft. 

Zu Artikel 8 (Änderung des SCE-Beteiligungs- 
gesetzes - Änderung des § 36) 

Bei der Europäischen Genossenschaft gibt es ebenfalls eine 
Soll-Vorschrift, nach der die Aufsichtsratsmitglieder der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach ihrer zahlen- 
mäßigen Verteilung im Unternehmen im Aufsichtsrat be- 
setzt werden sollen. Diese Bestimmung wird durch eine 
„Muss-Vorschrift“ ersetzt. 


Zu Artikel 9 (Änderung des Gesetzes über 

die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
bei einer grenzüberschreitenden Ver- 
schmelzung - Änderung des § 25) 

ln den Regelungen der Gesellschaft nach einer grenzüber- 
schreitenden Verschmelzung ist die Besetzung des Auf- 
sichtsrats auf Arbeitnehmerseite nach der zahlenmäßigen 
Verteilung im Unternehmen als „Soll-Vorschrift“ bestimmt. 
Diese Bestimmung wird ebenfalls durch eine obligatorische 
Regelung verschärft. 

Zu Artikel 10 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91 , 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 

ISSN 0722-8333 


